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1 Anlass und Aufgabenstellung 
 
Die Gemeinde Muldestausee beabsichtigt in der Gemarkung Plodda die planungsrecht-
lichen Voraussetzungen für die Errichtung eines Lebensmittelmarktes mit den 
zugehörigen Nebenanlagen abzuklären.  
 
Hierzu wird ein vorhabenbezogener Bebauungsplan nach § 12 Baugesetzbuch 
(BauGB) aufgestellt. Mit der Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes soll die 
wohnortnahe Grundversorgung der Bevölkerung der Heidedörfer verbessert und der 
bestehenden Unterversorgung entgegengewirkt werden.  
 
Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes sind die Belange des besonderen 
Artenschutzes gemäß § 1 Abs. 7 BauGB in die bauleitplanerische Abwägung 
einzustellen. Zu diesem Zweck wird ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (ASB) 
erstellt. Gegenstand des Fachbeitrages ist die Prüfung, ob durch die Umsetzung der 
Planung Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
für europäische Vogelarten sowie für Arten des Anhangs IV der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie (FFH-Richtlinie) ausgelöst werden können. 
 
Die artenschutzrechtliche Beurteilung erfolgt auf Grundlage einer Prognose unter 
Berücksichtigung geeigneter Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen gemäß den 
Vorgaben der §§ 44 und 45 BNatSchG. Können unter Einbeziehung dieser Maßnahmen 
Verbotstatbestände ausgeschlossen werden, bestehen aus artenschutzrechtlicher 
Sicht keine Hindernisse für die Umsetzung des Vorhabens. 
 
Die Erfassung und Bewertung der im Plangebiet vorhandenen Habitatstrukturen, die 
Darstellung der relevanten Artengruppen sowie die Prüfung möglicher Verstöße gegen 
die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG sind Gegenstand der nachfolgenden 
Kapitel. 
 
 
 

2 Beschreibung des Untersuchungsgebietes 

2.1 Lage und Größe 

 

Das Untersuchungsgebiet befindet sich in der Gemarkung Plodda der Gemeinde 
Muldestausee. Es grenzt im Osten unmittelbar an die Bundesstraße B 100 und umfasst 
den Einmündungsbereich der Straße „Zur Tierzucht“, über die die zukünftige 
Erschließung des Plangebietes erfolgt. Im Norden wird das Gebiet durch die Obere 
Heidestraße begrenzt. Westlich des Plangebietes befindet sich ein Wall, hinter dem 
befinden sich Flächen zur Lagerung von Schüttgütern sowie Ablagerungen 
verschiedener Materialien. 
 
Das Plangebiet weist eine Größe von rund 1,17 ha auf. Für die artenschutzrechtliche 
Bewertung wurde neben dem eigentlichen Plangebiet auch das unmittelbar 
angrenzende Umfeld in die Untersuchungen einbezogen. 
 
Das Plangebiet umfasst den Liegenschaftsbestand in der Gemarkung Plodda, Flur 1, 
das Flurstück 439 sowie Teilflächen der Flurstücke 127/2, 128/8, 129/1, 129/7, 130/1, 
130/6, 131/3, 131/8, 399, 406, 434 und 438. 
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Abbildung: Lage des Untersuchungsgebietes 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: SachsenAnhaltViewer, LVermGeo 
 

 

2.2 Biotope und Strukturen 

 

Ist-Zustand 
 
Das Plangebiet wird derzeit nicht aktiv landwirtschaftlich genutzt. Nach Angaben des 
Flächeneigentümers wird die Fläche jährlich im Herbst (Oktober) gegrubbert, um die 
vorhandene Ruderalvegetation zu verjüngen und einer fortschreitenden Gehölz-
sukzession entgegenzuwirken. Aufgrund der geringen Ertragsfähigkeit des Bodens 
wurde die landwirtschaftliche Bewirtschaftung aufgegeben. 
 
Die Vegetation wird überwiegend von krautigen Ruderalarten geprägt. Im Rahmen der 
Begehung wurden unter anderem Gewöhnlicher Beifuß (Artemisia vulgaris), Königs-
kerze (Verbascum spp.), Gewöhnlicher Natternkopf (Echium vulgare), Kanadische 
Goldrute (Solidago canadensis), Wilde Möhre (Daucus carota subsp. carota) sowie 
Einjähriges Berufkraut (Erigeron annuus) nachgewiesen. 
 
Aufgrund der regelmäßigen Bodenbearbeitung befinden sich die Vegetationsbestände 
in einem überwiegend krautigen Entwicklungsstadium. Gehölzaufwuchs ist nur 
vereinzelt vorhanden. 
 
Gebäude, versiegelte Flächen, Gewässer, naturnahe Biotopstrukturen sowie markante 
Geländestrukturen sind innerhalb des Untersuchungsgebietes nicht vorhanden. Das 
Gelände ist weitgehend eben ausgebildet. 
 
Das Untersuchungsgebiet war zum Zeitpunkt der Bestandsaufnahme frei zugänglich 
und konnte vollständig erfasst werden. 
 

1178 
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Soll-Zustand 
 
Im Zuge der Umsetzung des Vorhabens wird die derzeit brachliegende Ackerfläche für 
die Errichtung eines Lebensmittelmarktes einschließlich der erforderlichen Neben-
anlagen vorbereitet. Vorgesehen sind die Errichtung des Marktgebäudes mit den 
zugehörigen Verkaufs-, Lager- und Technikflächen sowie die Anlage von Stellplätzen, 
Verkehrsflächen, Anlieferungsbereichen und sonstigen betrieblich erforderlichen 
Nebenanlagen. 
 
Die verkehrliche Erschließung des Standortes erfolgt über die Straße „Zur Tierzucht“. 
Hierzu werden die erforderliche Zufahrt sowie die innere Erschließung des Grundstücks 
hergestellt. 
 
Mit der Umsetzung des Vorhabens wird die vorhandene Ruderalvegetation vollständig 
beseitigt. Die Fläche wird überwiegend durch das Gebäude, Verkehrs- und Stellplatz-
flächen versiegelt. Nicht überbaute Grundstücksbereiche werden entsprechend den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes gärtnerisch gestaltet und begrünt. 
 
Ein konkreter Baubeginn liegt derzeit noch nicht vor. Aufgrund des Vorhabencharakters 
ist jedoch von einer zeitnahen Umsetzung nach Erlangung des Baurechts auszugehen. 
 
Angrenzende Strukturen 
 
Das Untersuchungsgebiet wird im Norden durch die Obere Heidestraße, im Osten durch 
die Bundesstraße B 100, im Süden bis zum Wald durch kleinflächige landwirtschaftliche 
Nutzflächen sowie im Westen durch einen anthropogen, aufgeschütteten, kleinen Wall 
als Abgrenzung zur temporären Baustelleneinrichtung für Schüttgüter begrenzt.  
 

2.3 Daten zum Vorkommen von Tierarten 

 
Die artenschutzrechtliche Bewertung erfolgt auf der Basis einer Datenrecherche und 
vorhabenbezogener faunistischer Untersuchungen relevanter Arten bzw. Arten-
gruppen und einer Potenzialabschätzung (siehe Punkt 2.3). Aktuelle behördliche oder 
anderweitig verfügbare Artnachweise liegen nicht vor. Zur Ermittlung des Arten-
spektrums wurden daher eigene Geländebegehungen durchgeführt. 
 
Gemäß des „Worst-Case-Ansatzes“ wurden Arten, deren Vorkommen im Untersuch-
ungsgebiet (UG) aufgrund ihrer aktuellen Verbreitung und der vorhandenen Habitat-
ausstattung nicht ausgeschlossen werden können, als potenziell vorkommend 
behandelt.  
 
Das Untersuchungsgebiet weist aufgrund seiner Ausprägung als regelmäßig gestörte 
Ruderalfläche mit fehlenden Gehölzbeständen, Gewässern und sonstigen naturnahen 
Strukturen nur eine eingeschränkte Habitatfunktion für artenschutzrechtlich relevante 
Tierarten auf. Gleichwohl können Vorkommen weit verbreiteter Vogelarten des Offen-
landes sowie einzelner störungstoleranter Tierarten nicht grundsätzlich ausgeschlos-
sen werden. 
 
Konkrete Nachweise streng geschützter Arten oder von Arten des Anhangs IV der FFH-
Richtlinie liegen für das Plangebiet derzeit nicht vor. Die artenschutzrechtliche 
Bewertung erfolgt daher auf Grundlage der vorgefundenen Habitatstrukturen sowie 
einer Potenzialabschätzung für die relevanten Artengruppen. 
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Die Ergebnisse der Potenzialanalyse und die Prüfung möglicher artenschutzrechtlicher 
Betroffenheiten werden in den nachfolgenden Kapiteln dargestellt. 
 

2.4 Methodik der Erfassung und Potenzialabschätzung 

 

Die artenschutzrechtliche Bewertung basiert auf einer Habitatstrukturanalyse sowie 
einer Potenzialabschätzung der im Untersuchungsgebiet vorkommenden artenschutz-
rechtlich relevanten Tierarten. Eine vollständige faunistische Arterfassung mit art-
spezifischen Kartierungen wurde nicht durchgeführt. 
 
Zur Erfassung, Beschreibung und Bewertung des Artenspektrums innerhalb des 
Plangebietes fanden zwei Geländebegehungen statt (22.01.2026 und 13.07.2026). 
Dabei wurden die Biotop- und Nutzungsstrukturen, die Gehölzbestände sowie das 
bestehende Marktgebäude hinsichtlich ihrer Eignung als Fortpflanzungs-, Ruhestätten- 
oder Nahrungshabitate für europäische Vogelarten und Arten des Anhangs IV der FFH-
Richtlinie untersucht. 
 
Die artenschutzrechtliche Beurteilung erfolgt nach dem sogenannten Worst-Case-
Ansatz. Hierbei werden alle Arten berücksichtigt, deren Vorkommen aufgrund ihrer 
bekannten Verbreitung in Sachsen-Anhalt sowie der im Untersuchungsgebiet 
vorhandenen Habitatstrukturen grundsätzlich möglich erscheint.  
 
Können selbst unter diesen konservativen Annahmen Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ausgeschlossen werden, ist davon aus-
zugehen, dass das Vorhaben aus artenschutzrechtlicher Sicht zulässig ist. 
 
Da das Untersuchungsgebiet überwiegend unversiegelt ist und nur einer extensiven 
Pflege unterliegt, steht die Bewertung der vorhandenen Habitatstrukturen und ihrer 
potenziellen Funktion für artenschutzrechtlich relevante Tierarten im Vordergrund. Die 
im Rahmen der Geländebegehungen erhobenen Daten bilden eine ausreichende 
Grundlage für die Potenzialabschätzung und die artenschutzrechtliche Bewertung des 
Vorhabens. 
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3 Vorhabenbedingte Auswirkungen des Vorhabens 
 
Mit der Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung eines Lebensmittelmarktes 
einschließlich der erforderlichen Stellplätze, Verkehrsflächen, Anlieferungsbereiche 
sowie weiterer Nebenanlagen geschaffen. Das Vorhaben wird auf einer derzeit 
brachliegenden Fläche mit mehrjähriger Ruderalvegetation realisiert. 
 
Die Umsetzung des Vorhabens ist mit bau-, anlage- und betriebsbedingten Wirk-
faktoren verbunden, die potenziell Auswirkungen auf artenschutzrechtlich relevante 
Tierarten und deren Lebensstätten haben können. 
 
Baubedingte Wirkungen 

Während der Baufeldfreimachung und der Bauphase treten zeitlich begrenzte 
Beeinträchtigungen durch den Einsatz von Baumaschinen und Baufahrzeugen sowie 
durch Lärm-, Staub- und Erschütterungsemissionen auf. Diese können zu einer 
vorübergehenden Störung störungsempfindlicher Tierarten im Plangebiet und dessen 
unmittelbarem Umfeld führen. 
 
Mit der Baufeldfreimachung wird die vorhandene Ruderalvegetation entfernt. Erfolgt 
dies während der Brutzeit, besteht die Möglichkeit einer Beschädigung oder Zerstörung 
von Fortpflanzungs- und Ruhestätten boden- oder krautbrütender Vogelarten. Zur 
Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände sind die gesetzlichen Schutz-
fristen sowie gegebenenfalls weitere Vermeidungsmaßnahmen zu berücksichtigen. 
 
Anlagebedingte Wirkungen 

Anlagebedingt kommt es durch die Errichtung des Lebensmittelmarktes einschließlich 
der Stellplätze, Erschließungs- und Nebenflächen zu einer dauerhaften Überbauung 
und Versiegelung der bisher unbebauten Fläche. Dadurch gehen die vorhandenen 
Ruderalstrukturen als potenzielle Nahrungs-, Fortpflanzungs- und Rückzugsräume 
dauerhaft verloren. 
 
Da innerhalb des Plangebietes keine Gewässer, Gehölzbestände mit Höhlenstrukturen 
oder sonstigen hochwertigen Habitatstrukturen vorhanden sind, beschränken sich die 
anlagebedingten Auswirkungen im Wesentlichen auf den Verlust krautiger Vegetations-
bestände. Zusätzliche Beeinträchtigungen angrenzender Lebensräume sind aufgrund 
der räumlichen Begrenzung des Vorhabens nicht zu erwarten. 
 
Betriebsbedingte Wirkungen 

Mit dem Betrieb des Lebensmittelmarktes sind regelmäßige Störungen durch Kunden- 
und Lieferverkehr, Beleuchtung sowie Schall- und Bewegungsreize verbunden. 
Aufgrund der Lage des Plangebietes unmittelbar an der Bundesstraße B 100 sowie der 
bereits vorhandenen anthropogenen Vorbelastungen ist jedoch nicht von einer 
erheblichen zusätzlichen Beeinträchtigung artenschutzrechtlich relevanter Tierarten 
auszugehen. 
 
Insgesamt stellt der dauerhafte Verlust der Ruderalvegetation und die Versiegelung 
bislang unbebauter Flächen die wesentlichen vorhabenbedingten Auswirkungen dar. 
Unter Berücksichtigung geeigneter Vermeidungsmaßnahmen können erhebliche 
Beeinträchtigungen besonders und streng geschützter Arten sowie das Eintreten von 
Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG voraussichtlich ausgeschlossen 
werden. 
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4 Gesetzliche Grundlagen 
 
Im Rahmen der Aufstellung müssen die Regelungen über den Artenschutz beachtet 
werden. Die von dem jeweils geplanten Vorhaben möglicherweise betroffenen Arten 
gemäß § 44 BNatSchG sind zu betrachten, Auswirkungen auf die streng geschützten 
Arten bzw. die europäischen Vogelarten sind dabei zu beurteilen. 
 
Die gesetzlichen Grundlagen der artenschutzrechtlichen Bewertung sind im Bundes-
naturschutzgesetz in den §§ 37 - 47 formuliert. Das Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) unterscheidet zwischen besonders (§ 7 Abs. 2 Nr. 13) und streng 
geschützten Arten (§ 7 Abs. 2 Nr. 14). Streng geschützte Arten bilden eine Teilmenge 
der besonders geschützten Arten, d.h. jede streng geschützte Art ist auch besonders 
geschützt.  
 
Neben dem Schutz von Tier- und Pflanzenarten, die durch den Handel gefährdet sind, 
werden durch das Gesetz folgende wild wachsende Pflanzenarten und wild lebende 
Tierarten geschützt: 
 
Streng geschützte Arten 
1. Arten, die in der Artenschutzverordnung (BArtSchV) in Spalte 2 aufgeführt sind,  

z. B. abgeplattete Teichmuschel 
2. Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie, z. B. Feldhamster  
3. Arten, die im Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97 aufgeführt sind, 
    z. B. Fischotter 
 
Besonders geschützte Arten  
1. Alle streng geschützten Arten 
2. Tier- und Pflanzenarten, die in Anhang B der EG-VO Nr. 338/97 aufgeführt sind 
3. „Europäische Vogelarten“ (alle in Europa wild lebende Vogelarten)  
 
Der besondere Artenschutz wird in den §§ 44 bis 47 des BNatSchG berücksichtigt.  
Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten: 
 
1. § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG:  
Verbot wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 
fangen, sie zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 
entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 
 
2. § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG:  
Verbot, wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogel-
arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wander-
zeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Stö-
rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert. 
 
3. § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG: 
Verbot, Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu be-
schädigen oder zu zerstören. 
 
4. § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG: 
Verbot, wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwick-
lungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 
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Als Fortpflanzungs- und Ruhestätten gelten natürliche und anthropogen entstandene 
Strukturen die in o. g. Funktion regelmäßig genutzt werden. Nach dem sogenannten 
„Stralsund-Urteil“ (BVerwG vom 21.06.2006) trifft dies auch bei vorübergehender 
Abwesenheit der Tiere zu, wenn eine erneute Nutzung, beispielsweise im nächsten Jahr 
(Greifvogelhorste, Fledermausquartiere), zu erwarten ist. 
 
Im § 44 Abs. 5 BNatSchG wird das Eintreten der in Abs. 1 genannten Verbotstat-
bestände für nach BNatSchG § 15 zulässige Eingriffe sowie für Vorhaben im Sinne des 
§ 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG, die nach Baugesetzbuch zulässig sind, eingeschränkt: 
 

• Sind im Anhang IV a der FFH­RL aufgeführte Tierarten, europäische Vogelarten 
oder solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 
aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des Abs. 1 Nr. 3 und im Hinblick 
auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wildlebender Tiere auch 
gegen das Verbot des Abs. 1 Nr. 1 nicht vor soweit die ökologische Funktion der von 
dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im 
räumliche Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 

 

• Soweit erforderlich können auch vorgezogene Ersatzmaßnahmen festgesetzt 
werden. 

 

• Für Standorte wildlebender Pflanzen der in Anhang IV Bst. B der FFH-RL aufge-
führten Arten gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend. 

 

• Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur 
Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstoß gegen die Zugriffs-
verbote vor. 
 

Die nach Landesrecht für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden 
können nach § 45 Abs. 7 NatSchG im Einzelfall Ausnahmen von den Verboten des § 
44 NatSchG zulassen: 
 

• zur Abwendung erheblicher wirtschaftlicher Schäden, 

• zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt, 

• im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit oder der 
maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt, 

• aus anderen wichtigen und zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen 
Interesses einschließlich sozialer oder wirtschaftlicher Art. 

 
Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht 
gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht 
verschlechtert, soweit nicht Artikel 16 Satz 1 der Richtlinie 92/43/EWG weitergehende 
Anforderungen enthält. Artikel 16 Satz 3 der Richtlinie 92/43/EWG und Artikel 9 Satz 2 
der Richtlinie 79/409/EWG sind zu beachten. 
 
Nach § 14 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffes verpflichtet, vermeidbare 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen sind 
vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am 
gleichen Ort ohne oder mit geringen Beeinträchtigungen zu erreichen, gegeben sind.  
 
Soweit Beeinträchtigungen nicht vermieden werden können, sind diese zu begründen. 
Der Verursacher ist verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maß-
nahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichs-
maßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen - § 15 Satz 2 BNatSchG). 
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5 Maßnahmen zur Vermeidung von Verbotsverletzungen 
 
Das Plangebiet umfasst eine derzeit brachliegende Fläche mit mehrjähriger Ruderal-
vegetation, die jährlich durch Grubberbearbeitung gepflegt wird, um einer fort-
schreitenden Gehölzsukzession entgegenzuwirken. Gehölzbestände mit Höhlen-
strukturen sowie Gebäude als potenzielle Quartiere für gebäudebewohnende Tierarten 
sind innerhalb des Plangebietes nicht vorhanden. 
 
Zur Vermeidung des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gemäß § 44 
Abs. 1 BNatSchG sind folgende Maßnahmen umzusetzen: 
 
V 1 – Bauzeitenregelung zur Baufeldfreimachung 
Die Beseitigung der Ruderalvegetation sowie sonstige Maßnahmen der Baufeld-
freimachung sind außerhalb der allgemeinen Brutzeit der Vögel im Zeitraum vom 1. 
Oktober bis zum 28./29. Februar durchzuführen. 
 
Sollte eine Baufeldfreimachung innerhalb der Brutzeit erforderlich werden, ist 
unmittelbar vor Beginn der Arbeiten durch eine fachkundige Person nachzuweisen 
(Ökologische Baubegleitung), dass sich keine besetzten Nester oder Fortpflanz-
ungsstätten im Eingriffsbereich befinden. Werden Brutvorkommen festgestellt, sind 
geeignete Maßnahmen mit der zuständigen unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 
 
V 2 – Vermeidung unnötiger Lichtemissionen 
Baustellen- und Außenbeleuchtungen sind auf das erforderliche Maß zu beschränken. 
Dauerhafte Außenbeleuchtungen sind möglichst insektenfreundlich auszuführen. 
Hierzu sind Leuchtmittel mit geringem UV-Anteil sowie eine zielgerichtete Ausrichtung 
der Leuchtkörper auf die zu beleuchtenden Flächen zu verwenden. Unnötige 
Abstrahlungen in angrenzende Freiflächen sind zu vermeiden. 
 
Sicherung der Maßnahme 
 
Die formalrechtliche Absicherung der Maßnahmen hat durch eine Festsetzung im 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan und/oder vertragliche Regelung zu erfolgen. Die 
hier aufgeführten Maßnahmen zielt auf die grundsätzliche Schonung von Arten und 
ihren Lebensräumen gemäß § 39 BNatSchG und die Einhaltung des Vermeidungs-
gebotes gemäß § 15 Abs. 1 BNatSchG ab. 
 
Die Prüfung auf Verletzung der Verbote des § 44 BNatSchG wird hinsichtlich der 
Auswirkungen durchgeführt. Von den Verboten sind nur die streng geschützten 
Tierarten und die europäischen Vogelarten betroffen.  
 
Arten, die „nur“ besonders geschützt sind, werden nicht betrachtet. 
 
Geprüft werden die Tiergruppen und -arten, die in der Artenschutzliste von Sachsen-
Anhalt (LAU 2007) Erwähnung finden. 
 
 

 Durch die Umsetzung der genannten Vermeidungsmaßnahmen können arten-
schutzrechtliche Konflikte weitgehend vermieden und das Eintreten von Verbots-
tatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG mit großer Wahrscheinlichkeit 
ausgeschlossen werden. 
 

 
 



 
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag     

S e i t e  | 11 

 

6 Zusammenfassung 
 
Im Zusammenhang mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
„Netto-Markt Heidedörfer“ in der Gemarkung Plodda wurde ein Artenschutzrechtlicher 
Fachbeitrag auf Grundlage einer Habitatstrukturanalyse und Potenzialabschätzung 
erstellt. 
 
Mit der Umsetzung des Vorhabens sind Eingriffe in potenzielle Lebensräume 
europäischer Vogelarten sowie von Arten des Anhangs IV der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie (FFH-Richtlinie) verbunden. Ziel des Fachbeitrages war die Prüfung, ob durch 
die geplante Bebauung Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgelöst 
werden können. 
 
Grundlage der artenschutzrechtlichen Bewertung bildeten Geländebegehungen im 
Januar und Juli 2026 sowie die Erfassung und Bewertung der vorhandenen 
Habitatstrukturen. Da keine vollständige faunistische Bestandserfassung durchgeführt 
wurde, erfolgte die Bewertung auf Basis einer Potenzialabschätzung unter Anwendung 
des Worst-Case-Ansatzes. 
 
Im Rahmen der Relevanzprüfung wurden die im Untersuchungsgebiet nachgewiesenen 
bzw. potenziell vorkommenden artenschutzrechtlich relevanten Arten und Arten-
gruppen hinsichtlich ihrer Betroffenheit untersucht. Dabei standen insbesondere 
europäische Vogelarten sowie Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie im Fokus. 
 
Die Untersuchungen zeigen, dass das Plangebiet aufgrund seiner überwiegend ruderal 
geprägten Vegetationsstrukturen und der insgesamt geringen Strukturvielfalt nur 
eingeschränkte Habitatfunktionen für artenschutzrechtlich relevante Tierarten aufweist.  
 
Unter Berücksichtigung der in Pkt. 5 beschriebenen Vermeidungsmaßnahmen, 
insbesondere der Bauzeitenregelung zur Baufeldfreimachung, können Verstöße gegen 
die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG vermieden werden. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass bei Umsetzung der vorgesehenen Vermei-
dungsmaßnahmen mit hoher Wahrscheinlichkeit keine Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG eintreten. Der Erhaltungszustand der betroffenen Populationen wird 
durch das Vorhaben nicht verschlechtert. 
 
Eine Ausnahmeprüfung gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG ist daher nicht erforderlich. Aus 
artenschutzrechtlicher Sicht bestehen keine grundsätzlichen Hindernisse für die 
Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. 
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